
er Schriftsteller Erich Kästner wunderte
sich schon in den Jahren nach dem Ersten

Weltkrieg darüber, dass man Generäle zu Abrüs-
tungskonferenzen schicke . D as sei vergleichb ar
mit der D elegation von Metzgermeistern b ei einer
Tagung zur Förderung vegetarischer Leb ensweise .
M an könne dann schon vorher wissen, was dab ei
herauskommt.

Im Vorwort zur D enkschrift b etont Bischof Hu-
ber als Vorsitzender des Rates der EKD , dass diese
einstimmig verab schiedet worden sei, sowohl vom
Rat der EKD als auch von der Kammer für öffentli-
che Verantwortung, die die se D enkschrift erarb ei-
tet habe . E s komme darin ein »stellvertretend für
die ganze Ge sellschaft formulierter Konsens zum
Ausdruck« .

Nun gehört zu den Mitgliedern der »Kammer für
öffentliche Verantwortung der EKD« neb en ande-
ren namhaften Vertretern der deutschen Gesell-
schaft auch ein amtierender General der Bundes-
wehr. D er Rahmen für den Inhalt eine s gefundenen
Konsenses üb er den gerechten Frieden und die We-
ge dorthin ist damit schon mit der gewollten Zu-
sammensetzung des Gremiums vorgegeb en und
dämpft die Erwartung an den Text (die folgenden
Zitierungen a us der Denkschrift beziehen sich a uf
die Ziffern ihrer 19 7 A bsch n itte. A nm. d. Red. : Die
Friedensdenkschrift lässt sich vo n der In ternet-
Ho mepage der EKD herun terladen: www. ekd. de/
do wnload/ekd_friedensdenkschrift.pdf).

Innige Verbindung
von Kirche und Staatsgewalt

Trotz ihrer in den Einzelheiten aktuellen Frage stel-
lungen und Analysen steht die D enkschrift in der
Tradition de s konstantinischen Christentums, ei-
ner innigen Verbindung von Kirche und j eweiliger
Staatsgewalt.

B ezeichnend ist dafür die po sitive Nennung von
Artikel 1 6 des Augsburger B ekenntnisses von 1 5 3 0
( 1 0 0) , wonach »Christen ohne Sünde . . . rechtmä-
ßig Kriege führen, . . . Übeltäter mit dem Schwert
b e strafen . . . können . «

Die D enkschrift b etont zwar, dass das Adverb
»rechtmäßig« als B edingung für die Kriegführung
zu verstehen sei . Verschwiegen wird j edoch, dass
es von 1 5 3 0 bis heute nie einen Krieg unter deut-
scher B eteiligung gab , den eine deutsche evangeli-

sche Kirchenleitung als nicht rechtmäßig angese-
hen hatte .

Zuminde st in der Praxis führte Artikel 1 6 de s
Augsburger B ekenntnisse s dazu , alle Kriege theolo-
gisch zu rechtfertigen, eb enso wie alle anderen
Ausdrucksformen der j eweiligen Staatsgewalt (Fol-
ter, Leibe s- und Todesstrafen, Leibeigenschaft,
Sklaverei, Vertreibung und Unterdrückung An-
dersdenkender bis hin zur Einrichtung von Kon-
zentrationslagern) , und deren Unrecht immer erst
im Nachhinein einzuräumen, nicht als Licht, son-
dern als Schlu sslicht der Welt.

D azu p asst auch der Hinweis auf Je su Gleichnis
vom Steuergro schen in Matthäus 2 2 , 2 1 »Gebt dem
Kaiser, was des Kaisers , und Gott, was Gotte s ist«
(4 4) . Wenn im »und« kein Widerspruch, sondern
ein harmlo ses Neb en- und Miteinander von Staats-
und Gotte sdienst gesehen wird , sind Christus und
C aesar so friedlich vereint wie Militär und gewalt-
freie Konfliktlö sung im weiteren Verlauf des Tex-
te s .

Eindeutige Absage an Atomwaffen?

Während no ch in der ersten au sführlichen Frie-
densdenkschrift der EKD von 1 9 8 1 das Militär im
Rahmen der Ab schreckungsdoktrin als zeitlich b e-
grenzte Einrichtung verstanden wurde o der we-
nigstens verstanden werden konnte , ist die se zeitli-
che B edingung j etzt entfallen : Im Rahmen einer in-
ternationalen Rechtsordnung gilt das Militär für
die Kirche nicht mehr als ein Instrument zur
Kriegsführung, sondern der dauerhaft notwendi-
gen Durchsetzung de s Rechts und Gewährung in-
ternationalen Rechtsschutzes . Die Kirche muss
deshalb auch nicht mehr Kriege legitimieren (Zif-
fer 4 6 : Sie verzichtet »auf j ede Form einer religiö sen
Legitimation von Kriegen . . . «) , sondern nur no ch
humanitäre Interventionen ( 1 1 0 - 1 2 3 ) im Rahmen
einer »responsibility to protect« ( 1 8) , die zwar »mi-
litärischer Handlungsfähigkeit« bedürfen ( 1 4 3 ) , j e-
do ch eher den Charakter polizeilicher Einsätze ha-
b en ( 145 , 1 5 3 ) .

D arauf b aut dann auch das Selb stverständnis
der Militärseelsorge , die »eine an Recht und Gesetz
gebundene militärische Schutzaufgab e als im
Grundsatz ethisch verantwortb ar b ej aht. « (6 6)

Atomwaffen hab en in einem solchen Konzept
eigentlich keine Funktion mehr. Als eine von Bi-
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schof Huber in seiner Einleitung b e sonders hervor-
gehob ene Neuerung stellt die D enkschrift deshalb
fe st : »Aus der Sicht evangelischer Friedensethik
kann die Drohung mit Nukle arwaffen heute nicht
mehr als Mittel legitimer Selb stverteidigung b e-
trachtet werden . « ( 1 62 )

E s folgen dann ab er verschiedene mögliche In-
terpretationen die ser Aussage ( 1 6 3 , 1 64) , die die
Pro duktion und den B esitz solcher Waffen do ch
no ch ermöglichen und deshalb wohl auch deren
vorsorgliche Lagerung, z . B . in Büchel, friedens-
ethisch nicht ausschließen .

» . . . dagegen ist daran zu erinnern. . . «

Die se Neuinterpretation militärischer Existenz b e-
ruht auf einem Verständnis de s Rechts, wonach die-
ses der Mittel der Gewalt und des Zwanges b edarf,
um überhaupt als Recht erkennb ar zu sein .

D emnach sei »Recht . . . auf Durchsetzb arkeit an-
gelegt« (9 8) . Staatliche Gewalt sei »rechtserhalten-
de Gewalt« (6 , 68) , eine Form der Gewalt, die nicht
gemeint sei, wenn Kirche von »Üb erwindung der
Gewalt« spreche ( 5 4) . D as staatliche Gewaltmono-
pol diene gerade der Eindämmung privater Gewalt
(8 1 ) und hab e deshalb die Funktion, »das Recht des
Stärkeren durch die Stärke de s Rechts zu ersetzen«
(8 2 ) . So sei auch »der Schutz der Menschenrechte . . .
an die Existenz eine s rechtsstaatlich kontrollierten
Gewaltmonopols gebunden« (89) .

Die se s Rechtsverständnis ist zwar auch in der
Rechtswissenschaft herrschend ; e s ist Grundlage
j eder neuzeitlichen Staatsethik.

E s beruht j edenfalls für die Kirche auf einem
auch von der D enkschrift vertretenen Bild der
sündhaften menschlichen Natur (3 8) , die durch
die Staatsgewalt und ihre strafende Funktion (7 1 ,
72 , 1 0 6 , 1 3 3 , 1 69) im Zaum gehalten werden muss .

D agegen ist zu erinnern :

8 Nur die unrechte Gewalt zu üb erwinden war im-
mer auch das erklärte Ziel aller Tyrannen .

Die M acht, Zwang und Gewalt einzusetzen,
ist kein Zeichen für das Recht.

Die so demonstrierte »Stärke des Rechts« ,
bleibt, solange sie auf üb erlegener Gewalt b e-
ruht, immer no ch das »Recht des Stärkeren« .

Die se s Verständnis vom Recht bietet letztlich
auch keinen Ausstieg au s der Spirale der Gewalt,
da es eine ständige Aufrü stung (innerstaatlich
der Polizei, außenpolitisch des Militärs) vorau s-
setzt, um sicher zu stellen, dass das Gute tatsäch-
lich die Ob erhand b ehält.

Wo sich ab er der » Gerechte« durch Gewalt
durchsetzt, flieht das Recht au s dem Lager des
Siegers . Die Ergebnisse der B efreiungskriege
und der alltäglichen Strafjustiz geb en im Gro-
ßen und im Kleinen dafür hinreichend An-
schauungsmaterial .

8 D em gegenüber gab und gibt e s ein Verständnis
de s Rechts , das der Macht gegenüb ertritt, ihr
ohnmächtig widersteht − wie die altte stamentli-
chen Propheten im Angesicht der Könige und
wie Jesu s am Kreuz gegenüb er dem römischen
Imperium .

Stark wird diese s Recht durch die Kraft der
Üb erzeugung, durch die Zahl der Menschen, die
sich au s eigener Einsicht daran halten und nicht
aus Angst vor Strafe .

8 D em entspricht auch die Ge schichte der Men-
schenrechte : Diese wurden nie durch die Staats-
gewalt verliehen, sondern − wo sie erfolgreich
waren − durch langen Widerstand und viele Lei-
den errungen . Sie wurden von der Staatsgewalt
letztlich auch nur anerkannt, indem die se sich
zurücknahm .

Wo die Staatsgewalt heute selb st für den
Schutz der Menschenrechte einstehen soll, ist
dies letztlich schleichend o der offensichtlich
wiederum mit deren Verletzung verbunden
(»Rettungsfolter« , Luftsicherheitsgesetz und an-
dere zum Schutz vor Straftätern und Terroristen
eingeführte B efugnisse von Polizei und Militär) .

»Vorrangig, aber nicht stattdessen«

Wo Militär und Gewalt einen unab dingb aren Platz
zur Aufrechterhaltung von Recht und Sicherung
de s Friedens erhalten hab en, bleibt durchau s in
dem so vorgegeb enen Rahmen no ch Spielraum für
Metho den gewaltfreier Konfliktlö sung und das B e-
mühen vieler Menschen um den Abb au und die
Überwindung rechter Gewalt.

Die D enkschrift räumt diesen Metho den durch-
aus auch »Vorrang« ein (60 , 1 2 4) und fordert au s-
führlich deren weiteren Ausb au ( 1 70 - 1 8 3 ) .

Im Verhältnis zum Militär können die se Metho-
den ab er keine Alternative bieten, sondern ergän-
zen dessen Möglichkeiten und sind zur Ko operati-
on mit die sem aufgefordert : »Zwischen Soldaten
und zivilen Kräften kommt es auf situ ationsange-
messene Ko operation an« ( 14 6) , »Nichtregierungs-
organisationen und multinationale Truppen mü s-
sen gut abge stimmt vorgehen« ( 1 5 0) . E s soll geklärt
werden, »wie die j e b esonderen Kompetenzen der
verschiedenen Akteure (zivile und militärische)
zum Zuge kommen können« ( 1 8 1 ) .

D ass der bereit gehaltene militärische Knüppel
im Hintergrund präsent gehalten wird (»und bist
du nicht willig, so brauch' ich Gewalt«) , äußert die
D enkschrift sehr deutlich in B ezug auf die weltwei-
te Sicherung der Ressourcen : »Zugang zu strategi-
schen Ressourcen ist nicht durch militärische Ein-
greifoptionen zu sichern . Vorrangig (n ich t: sta tt-
dessen! − Ullrich Hahn) ist Ko operation zwischen
Förder-, Transit- und Verbraucherländern unter
Einbezug der Wirtschaft. « (2 8)
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Keine Ethik des Gewaltverzichts

Auch wenn in der D enkschrift an mehreren Stellen
Zweifel am eigenen Konzept der rechtmäßigen Ge-
walt aufschimmern (»militärische Ohnmacht ange-
sichts politischer Aufgab en einer dauerhaften Frie-
denssicherung« , 1 1 ; die innere Dynamik, die »j eder
Gewaltanwendung − auch derj enigen, die ein Mit-
tel zur Abwehr des B ö sen sein will − . . . innewohnt« ,
3 8 ; die Wahrheit Christi, die sich »nicht mit Gewalt
duchsetzt« , 47) , entwickelt sie nicht ansatzweise ei-
ne Ethik des Gewaltverzichts .

In einem Neb ensatz wird eine solche Ethik ver-
kürzt und in Negation erwähnt: »Auch wer nicht
die Po sition des unbedingten Pazifismus vertritt −
also bereit ist, in j eder denkb aren Situ ation auf die
Anwendung potenziell tötender Gewalt zu verzich-
ten . . . (9 9) .

Die Kriegsdienstverweigerung wird genannt ;
Unter der B edingung einer entsprechenden Ge-
wissensentscheidung geht sie auch der »staatsbür-
gerlichen Pflicht zum Militärdienst« vor (62 , 64) ,

ab er für die D enkschrift bleibt nur die Form der Ge-
wissensentscheidung wesentlich, nicht j edo ch ihr
Inhalt, der keine Erwähnung findet.

Verantwortungsethisch kann sich die D enk-
schrift eine Entscheidung zur KDV nur so vorstel-
len, dass diese anerkennt, »dass es Andere gibt, die
im Dienst dieser Ordnung dafür sorgen, dass nicht
Situ ationen eintreten, in denen das Recht ohne
Durchsetzungskraft ist« (61 ) .

Die D enkschrift von 1 9 8 1 hatte no ch in Anleh-
nung an die Heidelb erger The sen von 1 9 5 9 eine
Ethik, ohne Rüstung zu leben, als eine »hö chst reale
Möglichkeit und Chance der Friedenspolitik« ange-
spro chen . D avon ist j etzt keine Rede mehr.

Wer ab er trotzdem weiter so denkt und handeln
will, wird zwar nicht von der B otschaft de s Alten
und Neuen Testamente s , ab er von die ser Kirche ,
wie sie sich in der D enkschrift äußert, allein gelas-
sen .

Ullrich Hah n ist Vorsitzender des deu tschen Zwei-
ges des In terna tio nalen Versöh n ungsbundes.
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Walter Herrenbrück

Zur KDV ermutigen
− für gewaltfreie Wege einsetzen
Die Aufgaben der EAK bleiben, auch wenn sich Strukturen ändern

ie Eva ngelische A rbeitsgemeinschaft zur
Betreuung der Kriegsdienstverweigerer

(EAK) ist der Zusa mmenschluss . . . vo n Vertretern
kirchlicher Werke und Verbände, die sich m it dem
kirchlichen Dienst an Kriegsdienstverweigerern
befassen, und vo n landes- undfreikirchlichen Be-
a uftragten für Fragen der Kriegsdienstverweige-
rung und des Zivildienstes« (§1 der Ordn ung der
EAK).

Anlässlich ihre s 5 0-j ährigen Jubiläums (im Jahr
2006; siehe Rezensio n a uf S. 42 – A nm. d. Red.) do-
kumentierte die EAK ihre Arbeit in einem Aufsatz-
b and mit dem programmatischen Titel »NEIN zu
Krieg und Militär, JA zu Friedensdiensten : 5 0 Jahre
evangelische Arb eit für Kriegsdienstverweigerer. «
Nach wie vor geht e s der EAK darum,
− Jugendliche und junge Erwachsene zwischen 1 6
und 2 3 auf die alles zerstörende M acht de s Kriege s
hinzuweisen; darauf, dass ein Krieg seinem We sen
nach nicht zu Frieden und Versöhnung führt, was
dafür spricht, den Kriegsdienst aus Gewissens-
gründen zu verweigern;
− Menschen zum persönlichen Gewaltverzicht zu
ermutigen und sie zu sensibilisieren zu einer Frie-
densethik, die sich in Schritten zur Versöhnung
und im praktischen Friedensdienst zeigt.

Die EAK bietet Informationen, rechtliche Hin-
weise und seelsorgerliche Dienste an, um den
Wehrpflichtigen (manchmal auch freiwilligen Sol-
daten) zu helfen, den Dienst mit der Waffe aus Ge-
wissensgründen zu verweigern . Die se B eratung ge-
schieht entweder direkt − üb er die Geschäftsstelle
in Bremen − o der üb er lande skirchliche Stellen
bzw. regionale Ansprechp artner und Mitarb eiter
in den Gemeinden, die den Kriegsdienstverweige-
rer b egleiten .

E s gibt Auskünfte und Hinweise per Internet
(www. eak-o nline. de) , durch Bro schüren und
Handreichungen, die zeigen, wie etwa in der Schu-
le das Thema »Gewaltverzicht/Gewaltfreiheit« b e-
handelt werden kann .

Die Zivildienst leistenden Kriegsdienstverwei-
gerer können an Rüstzeiten und Werkwo chen teil-
nehmen, in denen die Erfahrungen während der
Zivildienstzeit reflektiert werden . Eine Rüstzeit
dauert in der Regel vier Tage . 2 0 07 wurden von
EAK-Mitgliedern 76 Rüstzeiten mit insge samt 1 . 2 1 2
Teilnehmern durchgeführt.

Außerdem gibt es »zivil« , die Zeitschrift für Frie-
den und Gewaltfreiheit, die evangelischen »Zivis«
ko stenlo s zuge stellt wird . D amit ist die Zeitschrift
ein wesentlicher B e standteil der Zivildienstsseel-
sorge .


